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Die unionsgeführte Bundesregierung hat in der 18. Legislaturperiode ihre kommunalfreund­
liche Politik konsequent weiter umgesetzt. Zuletzt in diesem September, als das Bundes­
kabinett den Entwurf eines Finanzausgleichsgesetzes beschlossen hat, mit dem die im 
Sommer beschlossenen finanziellen Entlastungen von Ländern und Kommunen bei den 
flüchtlingsbedingten Mehrausgaben und die Kommunalentlastung ab 2018 umgesetzt 
werden sollen.

Die Bundesregierung hat auch hier Wort gehalten und setzt die im Sommer dieses Jahres 
getroffenen Vereinbarungen um. Die Kommunen erhalten damit zum einen Planungs­
sicherheit bei der Finanzierung der flüchtlingsbedingten Mehrausgaben. Wichtig ist nun, 
dass die vom Bund bereitgestellten Mittel tatsächlich so an die Kommunen weitergelei­
tet werden, dass diese eine auskömmliche Finanzierung der Flüchtlingsintegrationsauf­
gabe erhalten.

Darüber hinaus regelt der Gesetzentwurf die ab dem Jahr 2018 vorgesehene Kommunal­
entlastung in Höhe von fünf Milliarden Euro jährlich. Auch hier haben die Kommunen mit 
dem Kabinettsbeschluss eine verlässliche Grundlage für die weiteren Planungen. Die 

Länder stehen jetzt in der Pflicht, ihre am 16. Juni 2016 gegenüber der Bundesregierung gegebene Zusage einzuhalten, 
dass auch die über die Landeshaushalte verteilte eine Milliarde Euro ungekürzt und zusätzlich an die Kommunen weiter­
geleitet wird, sofern dieser bislang im Gesetzentwurf vorgesehene Verteilungsweg im parlamentarischen Gesetzgebungs­
verfahren bestehen bleibt und nicht doch noch zu einer direkten Begünstigung der Kommunen führt.

Auf den folgenden Seiten finden Sie eine Zusammenfassung der wichtigsten Aspekte, die die kommunalfreundliche Politik 
des Bundes insbesondere im Zeitraum 2014 bis 2017 eindrucksvoll belegen. Ans Herz legen möchte ich Ihnen aber auch 
unsere in diesem Jahr ins Leben gerufene Initiative „Heimat neu denken“. Ein erstes Eckpunktepapier hierzu ist entstan­
den, weitere werden folgen. Worum es uns hier besonders geht, lesen Sie in diesem Heft ab Seite 10.

Eine anregende Lektüre wünscht Ihnen

Ingbert Liebing MdB
Vorsitzender der Kommunalpolitischen Vereinigung der CDU und CSU Deutschlands  
und kommunalpolitischer Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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Jahr 2018 werden die Kommunen – wie im Koalitionsver­
trag zugesagt – um weitere fünf Milliarden Euro jährlich 
entlastet.

Leistungen des Bundes zur Stärkung der kommunalen In­
vestitionstätigkeit: Mit dem Kommunalinvestitionsförde­
rungsfonds gewährt der Bund Finanzhilfen in Höhe von 
3,5 Milliarden Euro. Für das Jahr 2017 stellt der Bund 
weitere Mittel (eine Milliarde Euro über den Gemein­
deanteil an der Umsatzsteuer/0,5 Milliarden Euro Be­
teiligung des Bundes an den Kosten für Unterkunft  
und Heizung) zur Förderung der kommunalen Inves­
titionstätigkeit zur Verfügung. Der Bund unterstützt 
kommunale Investitionen – insbesondere von finanz­
schwachen Kommunen – so mit insgesamt von fünf Mil­
liarden Euro.

Leistungen des Bundes bei der Aufnahme und Unterbrin­
gung von Flüchtlingen: Die Aufnahme von Asylsuchenden 
und Flüchtlingen stellt alle Ebenen, insbesondere aber die 
Kommunen, vor erhebliche Herausforderungen. Dabei un­
terstützt der Bund die Kommunen auf vielfältige Weise. 

Die Finanzlage der Kommunen stellt sich derzeit insgesamt 
sehr positiv dar. Zu dieser erfreulichen Entwicklung hat 
auch der Bund durch seine kommunalfreundliche Politik 
beigetragen. Die Verantwortung für die Kommunen und ih­
re Finanzausstattung liegt nach dem Grundgesetz bei den 
Ländern. Gleichwohl unterstützt der Bund die Kommunen 
auf vielfältige Weise und in beträchtlichem Umfang. Im 
Rahmen der verfassungsmäßigen Möglichkeiten hat der 
Bund in den letzten Jahren eine Reihe von Maßnahmen 
ergriffen, um die Kommunen bei den Ausgaben für soziale 
Leistungen zu entlasten, die Investitionsfähigkeit – insbe­
sondere der finanzschwachen – Kommunen zu stärken  
und Länder und Kommunen bei der Aufnahme und Unter­
bringung von Asylsuchenden und Flüchtlingen zu unter­
stützen.

Die Entlastungen des Bundes – im Rahmen seiner Mitver­
antwortung – für die Kommunen gehen über die in die­
sem Artikel genannten Leistungen hinaus. Die Ausführun­

gen beschränken sich auf wesentliche und aktuelle As­
pekte der Leistungen des Bundes für die Kommunen im 
Zeitraum 2014 bis 2017.

Leistungen des Bundes im Bereich kommunaler Sozial­
ausgaben: Die dargestellten Leistungen des Bundes in 
diesem Aufgabenfeld zu Gunsten der Kommunen sum­
mieren sich allein für den Zeitraum der 18. Wahlperiode 
(2014 – 2017) auf insgesamt 53 Milliarden Euro. Ab dem 

Die Politik des Bundes

Kommunalfreundlich  
und strukturell nachhaltig

Dr. Michael Meister MdB
Parlamentarischer Staatssekre­
tär beim Bundesminister der Fi­
nanzen
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Jens Spahn MdB
Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen
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Im Jahr 2015 erhielten die Länder und Kommunen zwei 
Milliarden Euro über einen erhöhten Länderanteil an der 
Umsatzsteuer zu Lasten des Bundes. Im Jahr 2016 entlas­
tet der Bund Länder und Kommunen zunächst mit rund 
6,9 Milliarden Euro und im Jahr 2017 mit rund 5,7 Mil­
liarden Euro. Die Gesamtentlastung in diesem Aufgaben­
gebiet für Länder und Kommunen beläuft sich für den 
Zeitraum 2015 bis 2017 auf rund 14,6 Milliarden Euro, wo­
von die Kommunen in nennenswertem Umfang profitie­
ren.

Enthalten ist eine Abschlagszahlung für einen Teil der 
Kosten des Asylverfahrens, der im Herbst 2016 wie von 
der Bundesregierung zugesagt erstmals spitzabgerech­
net wird. Außerdem ist darin auch die vollständige Über­
nahme der Kosten der Unterkunft für anerkannte Asyl- 
und Schutzberechtigte enthalten. Sofern die Kommunen 
Kostenträger sind, haben die Länder die Weitergabe von 
Bundesmitteln zugesagt.

Finanzlage der Kommunen insgesamt

Die Finanzlage der Kommunen insgesamt in Deutschland 
bietet ein durchaus erfreuliches Bild. Die Kernhaushalte 
wiesen in den Jahren 2014 bis 2015 Überschüsse aus. 
Auch für die Jahre 2016 und 2017 geht die BMF-Projek­
tion vom Juli 2016 von einem positiven Ergebnis für die 
Kommunen insgesamt aus (Grafik 1). Die Bundesregie­
rung prognostiziert auch mittelfristig weiter Überschüsse 
für die kommunale Ebene.

Leistungen und Entlastungen  
im Sozialbereich

Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung: Im 
Bereich der Sozialausgaben stellt die vollständige Kosten­
übernahme des Bundes bei der Grundsicherung im Alter 
und bei Erwerbsminderung den größten Entlastungspos­
ten dar. Seit 2014 erstattet der Bund den Kommunen voll­
ständig die in ihrer Funktion als örtliche Sozialhilfeträger 
entstandenen Nettoausgaben des laufenden Kalender­
jahres. Im Zeitraum 2014 bis 2017 beträgt die Entlastung 
25,0 Milliarden Euro (Grafik 2). Ausgehend von den Aus­
gaben des Jahres 2014 (5,4 Milliarden Euro) wird sich die 
jährliche Entlastung bis zum Jahr 2017 – Haushaltsansatz 
7,2 Milliarden Euro – um ein Drittel erhöhen. Von der Ent­
lastung bei der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs­
minderung profitieren insbesondere finanzschwache Kom­
munen.

Ausbau der U3-Kinderbetreuung: Am Ausbau der Kinder­
betreuung für unter Dreijährige beteiligte sich der Bund 
aufgrund der auf dem sogenannten Krippengipfel im Jahr 
2007 gemachten Zusagen bis zum Jahr 2013 mit vier Mil­
liarden Euro an der Finanzierung der Investitions- und Be­
triebskosten. Im Zusammenhang mit der Ratifizierung 
des Fiskalvertrags hat der Bund zusätzlich 581 Millionen 
Euro für Investitionen für die Jahre 2013 und 2014 bereit­
gestellt.
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Erhöhung der Bundesbeteiligung an den KdU-Ausgaben 
für die Jahre 2016 bis 2018: Darüber hinaus übernimmt 
der Bund im Ergebnis einer Vereinbarung der Bundes­
kanzlerin mit den Regierungschefinnen und Regierungs­
chefs der Länder vom 16. Juni 2016 befristet für drei Jah­
re die flüchtlingsbedingten KdU-Mehrausgaben (in 2016 
in Höhe von 400 Millionen Euro, voraussichtlich 900 Millio­
nen Euro in 2017 und 1.300 Millionen Euro in 2018). Ein 
entsprechender Gesetzentwurf wird derzeit erarbeitet.

Sonderentlastung für die Jahre 2015 bis 2017: Im Vorgriff 
auf die Entlastung ab dem Jahr 2018 in Höhe von jährlich 
fünf Milliarden Euro entlastet der Bund die Kommunen in 
den Jahren 2015 bis 2017 um eine Milliarde Euro jährlich. 
Die Entlastung erfolgt zu jeweils 0,5 Milliarden Euro über 
eine erhöhte Bundesbeteiligung an den KdU-Ausgaben und 
über einen erhöhten Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer. 
Während von einer Erhöhung des Gemeindeanteils an der 
Umsatzsteuer unmittelbar die Gemeindeebene profitiert, 
kommt die erhöhte Bundesbeteiligung an den KdU-Ausga­
ben den kreisfreien Städten und den Landkreisen zu Gute. 
Von der Entlastung bei den KdU-Ausgaben profitieren 
überproportional Kommunen mit einer – insbesondere 
auch wegen hoher Sozialausgaben – angespannten Finanz­
lage. Das Entlastungsvolumen für die Jahre 2015 bis 2017 
beläuft sich auf insgesamt drei Milliarden Euro.

Weitere Kommunalentlastung ab dem Jahr 2018: Ab dem 
Jahr 2018 werden die Kommunen, wie im Koalitionsver­
trag vorgesehen und in der Finanzplanung des Bundes 
berücksichtigt, im Umfang von weiteren fünf Milliarden 
Euro jährlich entlastet.

Die Beteiligung des Bundes an den Betriebskosten im Rah­
men der Umsatzsteuerverteilung wurde sukzessive erhöht 
und beträgt für den Zeitraum 2014 bis 2017 rund 3,5 Milli­
arden Euro. Weiterhin werden in den Jahren 2016 bis 2017 
zusätzlich 450 Millionen Euro für Investitionen bereitge­
stellt. Die Leistungen des Bundes insgesamt belaufen sich 
bis einschließlich 2017 auf rund 8,6 Milliarden Euro, für den 
Zeitraum 2014 bis 2017 auf rund vier Milliarden Euro.

Bundesbeteiligung an den Kosten für Unterkunft und 
Heizung (KdU): Die 2005 eingeführte Bundesbeteili- 
gung bei den Kosten der Unterkunft und Heizung (KdU; 
Grundsicherung für Arbeitssuchende nach SGB II) wur- 
de ab dem Jahr 2011 auf hohem Niveau verstetigt und 
damit der langjährige Diskussionsprozess um die jähr­
liche Anpassung der Höhe der Bundesbeteiligung been­
det. Die Bundesbeteiligung summiert sich für den Zeit­
raum 2014 bis 2017 auf insgesamt 20,5 Milliarden Euro 
(Grafik 3).
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Bei der Besprechung der Bundeskanzlerin mit den Regie­
rungschefinnen und Regierungschefs der Länder am 16. Ju-
ni 2016 wurde der Transferweg für die im Koalitionsver­
trag vorgesehene Entlastung der Kommunen um fünf Mil­
liarden Euro ab 2018 festgelegt. Danach werden eine 
Milliarde Euro über den Umsatzsteueranteil der Länder, 
vier Milliarden Euro im Verhältnis drei zu zwei über den 
Umsatzsteueranteil der Gemeinden (2,4 Milliarden Euro) 
und die Bundesbeteiligung an den KdU (1,6 Milliarden Eu­
ro) bereitgestellt. Eine Bundesauftragsverwaltung soll 
durch diese Verteilung nicht ausgelöst werden, dies be­
deutet die Bundesbeteiligung muss unter der Hälfte der 
KdU-Ausgaben bleiben.

Stärkung der Investitionstätigkeit  
der Kommunen

Kommunalinvestitionsförderungsgesetz vom 24. Juni 2015 
(KInvFG): Der Bund gewährt den Ländern Finanzhilfen zur 
Förderung von Investitionen in finanzschwachen Kom­
munen und entsprechenden Gebieten in den Stadtstaa­
ten.

Für die Finanzhilfen wurde ein Son­
dervermögen „Kommunalinvestitions­
förderungsfonds“ mit einem För­
dervolumen von 3,5 Milliarden Euro 
eingerichtet. Die Förderquote be­
trägt bis zu 90 Prozent. Der Kofi­
nanzierungsanteil der Kommunen 
von mindestens zehn Prozent kann 
auch von den Ländern übernom­
men werden.

Der Förderzeitraum umfasst die 
Jahre 2015 bis 2018. Am 18. Mai 
2016 hat das Bundeskabinett einen 
Gesetzentwurf zur Verlängerung des 
Förderzeitraums bis zum Jahr 2020 
beschlossen, da es aufgrund des 
Zuzugs von Flüchtlingen bei den Kom­
munen zu Kapazitätsengpässen ge­
kommen ist.

Der Bundesrat hat in seiner Stel­
lungnahme vom 8. Juli 2016 gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwen­
dungen erhoben.

Nach den von den Ländern zum  
30. Juni 2016 erstmalig vorgelegten 
Übersichten über die in ihren Kom­

munen vorgesehenen Maßnahmen sind bisher circa  
1,8 Milliarden Euro der Finanzhilfen des Kommunalinves­
titionsförderungsfonds verplant. Dies entspricht 52 Pro­
zent der gesamten Finanzmittel des Sondervermögens in 
Höhe von 3,5 Milliarden Euro.

Der Anteil der verplanten Bundesmittel war zum 30. Juni 
2016 in den einzelnen Ländern unterschiedlich: So sind  
in Bayern, Brandenburg, Bremen, im Saarland und in 
Sachsen bereits (nahezu) alle Mittel verplant, in Nie­
dersachsen, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein hin­
gegen jeweils erst circa zehn Prozent. Es bieten sich für 
die Kommunen je nach Bundesland somit noch Spiel­
räume.

Der Schwerpunkt der Maßnahmen liegt im Bereich der 
energetischen Sanierung (Energetische Sanierung son­
stiger Infrastrukturmaßnahmen; energetische Sanierung 
von Einrichtungen der Schulinfrastruktur). Auf die energe­
tische Sanierung entfallen mehr als 50 Prozent der Inves­
titionen.



Projektion vom Juli 2016 davon aus, dass sich die kommu­
nalen Sachinvestitionen in den Jahren 2016 und 2017 er­
höhen (vgl. Grafik 5).

Unterstützung der Kommunen  
bei der Aufnahme und Unterbringung  
von Asylsuchenden und Flüchtlingen

Bei den mit dem Zuzug von Asylsuchenden und Flüchtlingen 
verbundenen Herausforderungen unterstützt der Bund die 
Kommunen auf vielfältige Weise. Sofern die Kommunen 
Kostenträger sind, haben die Länder die Weitergabe von 
Bundesmitteln zugesagt.

Im Jahr 2015 erhielten die Länder und Kommunen zwei 
Milliarden Euro über einen erhöhten Länderanteil an der 
Umsatzsteuer zu Lasten des Bundes.

Im Jahr 2016 entlastet der Bund Länder und Kommunen 
mit rund 6,9 Milliarden Euro und im Jahr 2017 – Stand 
August 2016 – um rund 5,7 Milliarden Euro.

Die Gesamtentlastung für die Jahre 2015 bis 2017 beläuft 
sich somit derzeit auf rund 14,6 Milliarden Euro.

Die derzeit festgelegten Entlastungspositionen sind:

• �Seit 2016 trägt der Bund im Rahmen der Umsatzsteuer­
verteilung (in 2016 zunächst mit einer Abschlagszah­
lung in Höhe von 2,948 Milliarden Euro) einen Teil der 
Kosten für den Zeitraum von der Registrierung bis zur 
Bescheid-Erteilung.�   
 
Dabei wird pro Verfahrensmonat und Flüchtling ein Be­
trag von 670 Euro erstattet. Hinzu kommt eine pau­

Die Zahlen zeigen, dass die Bundeshilfen von den Kom­
munen nachgefragt werden und der bislang geringe Mit­
telabfluss (aktuell rund 19,8 Millionen Euro) nur geringe 
Aussagekraft in Bezug auf den Planungsstand in den 
Kommunen hat (vgl. Grafik 4 auf Seite 7).

Weitere Bundesmittel zur Stärkung der Investitionstätig­
keit der Kommunen: Im Jahr 2017 stellt der Bund den 
Kommunen weitere 1,5 Milliarden Euro zur Verfügung, um 
Spielräume für zusätzliche Investitionen zu eröffnen (eine 
Milliarde Euro über den Gemeindeanteil an der Umsatz­
steuer/0,5 Milliarden Euro Beteiligung des Bundes an den 
KdU-Ausgaben).

Im Jahr 2015 waren die kommunalen Sachinvestitionen 
leicht rückläufig. Ein Grund hierfür dürfte die einge­
schränkte Investitionstätigkeit finanzschwacher Kommu­
nen sein. Auch aufgrund der unterstützenden Maßnah­
men des Bundes – insbesondere durch die Finanzhilfen 
des Kommunalinvestitionsförderungsfonds – geht die BMF- 
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schale Erstattung eines weiteren Verfahrensmonats für 
abgelehnte Asylbewerber. Im Herbst diesen Jahres er­
folgt hierzu eine Spitzabrechnung.

• �Der Bund trägt – ebenfalls im Rahmen der Umsatzsteu­
erverteilung – einen Teil der Kosten für unbegleitete 
minderjährige Flüchtlinge (je 350 Millionen Euro in 
2016 ff.; sobald die Zahl der unbegleiteten Minderjäh­
rigen deutlich rückläufig ist, erfolgt eine Überprüfung 
der Leistung des Bundes), gibt für den Ausbau von 
Kinderbetreuungsmöglichkeiten seine „Einsparungen“ 
durch den Wegfall des Betreuungsgeldes weiter (2016: 
339 Millionen Euro, 2017: 774 Millionen Euro; 2018: 
870 Millionen Euro) und stellt 2016 bis 2019 zusätzliche 
Entflechtungsmittel für die Soziale Wohnraumförde­
rung in Höhe von 500 Millionen Euro jährlich bereit.

• �Am 7. Juli 2016 haben sich Bund und Länder zudem 
darauf verständigt, dass der Bund die Länder – und da­
mit letztlich auch die Kommunen – für die Jahre 2016 
bis 2018 durch eine jährliche Integrationspauschale in 
Höhe von zwei Milliarden Euro entlastet. Zusätzlich er­
halten die Länder vom Bund für den Wohnungsbau im 
Integrationskonzept in Aussicht gestellte Mittel in Höhe 
von jeweils 500 Millionen Euro für die Jahre 2017 und 
2018 als weitere Entflechtungsmittel.

• �Die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) über­
lässt den Gebietskörperschaften mietzinsfrei Liegen­
schaften zur Unterbringung von Asylbegehrenden und 

Flüchtlingen und erstattet diesen darüber hinaus gegen 
Nachweis die entstandenen notwendigen und ange­
messenen Erstinstandsetzungs- und Erschließungskos­
ten. Bis Stand 28. Juli 2016 konnten so rund 169 000 
Menschen untergebracht werden. Die BImA gibt zudem 
seit 2015 Konversionsliegenschaften im Wege der Erst­
zugriffsoption verbilligt, das heißt unterhalb des Ver­
kehrswertes, an Gebietskörperschaften sowie privat­
rechtliche Gesellschaften/Unternehmen, Stiftungen oder 
Anstalten, an denen die Kommune/Gebietskörperschaft 
mehrheitlich beteiligt ist, ab. Über Konversionsliegen­
schaften hinaus kann die BImA auch weitere entbehrli­
che Grundstücke an Länder und Gemeinden zu Zwe­
cken des sozialen Wohnungsbaus unterhalb des gut­
achterlich ermittelten Verkehrswertes abgeben.

Fazit und Ausblick

Die Finanzlage der Kommunen insgesamt entwickelt sich 
positiv, auch aufgrund der Maßnahmen des Bundes, die 
die Kommunen strukturell und nachhaltig entlasten. Dies 
wird durch die dargestellten Entlastungen von Ländern und 
Kommunen belegt.

Die Bundesregierung ist sich bewusst, dass intakte und 
handlungsfähige Kommunen die unverzichtbare Grundla­
ge unseres Gemeinwesens sind. Der Bund wird daher 
auch zukünftig – im Rahmen seiner Möglichkeiten – die 
Belange der Kommunen berücksichtigen und seiner Mit­
verantwortung für die Kommunen gerecht werden.

Info-kommunal

KPV würdigt Bundesfinanzminister  
Dr. Wolfgang Schäuble mit dem  
„Konrad-Adenauer-Sonderpreis  
für Kommunalpolitik“

Die Kommunalpolitische Vereinigung der CDU und CSU 
Deutschlands (KPV) hat Bundesfinanzminister Dr. Wolf­
gang Schäuble MdB mit dem „Konrad-Adenauer-Son­
der-Preis für Kommunalpolitik“ ausgezeichnet. Die Preis­
verleihung fand im Rahmen eines finanzpolitischen Sym­
posiums in Berlin statt. Schäuble wurde der Preis für 
seine großen Verdienste für die Kommunen verliehen: Er 

steht mit Wort und Tat in der Bundespolitik für die kommunalen Belange ein, getragen von der festen Überzeugung, 
dass eine föderale Ordnung, die den Städten, Gemeinden und Kreisen eine solide und beständige Finanzausstat­
tung sichert und ihnen ausreichend „Luft zum Atmen“, das heißt Gestaltungsspielraum garantiert, von entscheiden­
der Bedeutung für eine lebensfähige Demokratie ist.
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turpakete des Bundes schnell und nachhaltig investiert 
und für die notwendigen konjunkturellen Impulse gesorgt. 
Die Flüchtlingskrise ist in den Kommunen angepackt wor­
den und Integration wird nur vor Ort gelingen.

Grundsätzlich gehört die notwendige Infrastruktur für 
uns in öffentliche Hände; kritische Infrastruktur erst 
recht. Dabei können Infrastruktur und Betrieb getrennt 
sein. Öffentlich rechtliche Ausschreibungen sichern 
Wettbewerb und Qualität. Die notwendige Infrastruktur 
ist kein beliebiges Wirtschaftsgut und darf den demokra­
tisch legitimierten Verfügungsbereich nicht verlassen.

Die Bürgerinnen und Bürger vertrauen bei der Ver- und 
Entsorgung in erster Linie den Kommunen und ihren Un­
ternehmen. Kommunen, ihre Stadtwerke und kommunale 
Unternehmen sind die Garanten für eine zuverlässige Ver- 
und Entsorgung in Deutschland und für den hohen Stan­
dard der Leistungen der Daseins vorsorge. In unserer zu­
nehmend digitalisierten Gesellschaft ist die zuverlässige 
Versorgung mit Strom von zentraler Bedeutung. Die 
Übertragungs- und Verteilnetze müssen umgebaut und 
Energieerzeugung und verbrauch intelligenter gesteuert 
werden. Verbraucher erwarten gleichzeitig erschwingli­
che Preise. Kommunen, kommunale Unternehmen und 

Der KPV-Bundesvorsitzende Ingbert Liebing MdB hat eine 
umfassende kommunalpolitische Initiative unter dem Motto 
„Heimat neu denken: Mehr Sicherheit vor Ort“ erarbeitet. 
Die Eckpunkte wurden am 23. September im Rahmen einer 
mitgliederoffenen Bundesvorstands- und Hauptausschuss­
sitzung der CDU Deutschlands diskutiert und verabschiedet.

Die Terroranschläge und tätlichen Angriffe von Einzeltä­
tern haben in den vergangenen Wochen Deutschland er­
schüttert. Die Krisengebiete Syriens und des Nordiraks 
stellen eine aktuelle Bedrohungslage auch für uns dar; 
die Welt ist auf gewisse Art kleiner geworden. Einzeltäter, 
die vollkommen willkürlich und in einer bislang noch nicht 
erlebten Weise Menschen angreifen, verletzen oder tö­
ten, wirken verstörend auf die Menschen im Land. Viele 
Bürgerinnen und Bürger fühlen sich verunsichert, haben 
Schwierigkeiten, die Geschehnisse richtig einzuordnen. 
Auch die „gefühlte“ Unsicherheit in den Köpfen spielt ei­
ne Rolle. Und dabei wird die Wahrnehmung der Men­

schen, ob es ihnen gut 
geht und wie sie sich füh­
len, immer mehr beein­
flusst durch die Art und 
Weise der öffentlichen Be­
richterstattung.

Jetzt ist es wichtig, vor Ort 
den Menschen glaubhaft zu 
zeigen, dass unsere Kom­
munen und die staatlichen 
Ebenen funktionieren und 
Deutschland und die Euro­
päische Union Sicherheit, Stabilität, Wohlstand und Per­
spektive garantieren. Dabei ist Augenmaß gefragt, denn 
„Sicherheit vor Ort“ beschreibt für uns umfassend alle 
Lebensbereiche. Klar ist dabei für uns Kommunale der 
Union, dass in unserer pluralistischen, offenen und freien 
Gesellschaft der Staat nicht alle Lebensrisiken tragen und 
absichern kann. Jeder ist zunächst einmal für sich selber 
und seine Familie und seine Mitmenschen verantwortlich.

In Krisenzeiten haben die Kommunen bewiesen, dass sie 
die Probleme vor Ort lösen: In der Finanz- und Wirt­
schaftskrise haben die Kommunen aufgrund der Konjunk­

KPV: Heimat neu denken

Sehnsucht nach Sicherheit

Ingbert Liebing MdB
KPV-Bundesvorsitzender und kom­
munalpolitischer Sprecher der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion
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Stadtwerke übernehmen zentrale Aufgaben. Die bisheri­
gen Instrumente der Anreizregulierung und Steuerung 
müssen hinsichtlich ihrer Wirksamkeit überprüft werden. 
Der Regulierungsrahmen muss Investitionen in den Aus- 
und Umbau fördern, Verschlechterungen der Investitions­
fähigkeit und unnötigen Risikoaufschlägen erteilen wir 
eine Absage. Hier gilt: Diese kritische Infrastruktur ge­
hört in öffentliche Hände.

Die Digitalisierung erfordert sichere Datenspeicher und 
sicheren Datenaustausch. Die Digitalisierung der Verwal­
tung muss weiter entwickelt werden. Unser Ziel muss es 
sein, dass Bürgerinnen und Bürger jeden Kontakt mit der 
öffentlichen Hand online erledigen können. Vorausset­
zung dafür ist ein einheitliches zentrales Melderegister 
und ein einheitliches Onlineportal mit sicheren Registrie­
rungsverfahren insbesondere unter Verwendung des Per­
sonalausweises mit elektronischem Identitätsausweis.

Ob sich Menschen vor Ort wohlfühlen und in einer globa­
len Welt in den Gemeinden und Nachbarschaften Heimat 
finden, hat viel mit Wohlstand, sozialer Absicherung und 
dem Zusammenhalt der Menschen zu tun. Bildungs- und 
Betreuungsangebote, Kultur- und Sozialeinrichtungen, 
Vereine und Nachbarschaftsnetzwerke aber auch arbeit­
nehmer- und familienfreundliche Unternehmen bestim­

men vor Ort die Rahmenbedingungen. Kommunale Ord­
nungsdienste, Polizei und Justiz müssen ihre Aufgabe er­
füllen, geltendes Recht und gültige Regeln konsequent 
durchzusetzen. Die Achtsamkeit füreinander in den Orten 
muss gestärkt werden, denn an Orten, wo die Menschen 
sich kennen, haben Alltagskriminelle weniger Chancen. 
Eine gute „Nachbarschaft“ bekommt vor diesem Hinter­
grund eine neue Bedeutung und muss gestärkt werden. 
Deshalb wollen wir in der „Stadt- und Regionalentwick­
lung“ Nachbarschafts- und Vereinsprojekte besser för­
dern.

Kommunale Ordnungsdienste müssen sich vorrangig um 
die Aspekte des sicheren Zusammenlebens kümmern 
und weniger um die Parkraumbewirtschaftung. Die Men­
schen wollen in einer sauberen Gemeinde, einem saube­
ren Stadtteil sicher leben. Präsenz ist dabei ein wichtiges 
Stichwort. Der kommunale Ordnungsdienst muss sicht­
barer und kompetenter Ansprechpartner sein. Hier benö­
tigen Kommunen mehr qualifiziertes Personal, den Ein­
satz moderner Kommunikationsinstrumente und die not­
wendige finanzielle Ausstattung von den Ländern. Die 
Bürgerinnen und Bürger erwarten über unseren gut funk­
tionierenden Notruf hinaus auch bei der Polizei verlässli­
che Ansprechpartner vor Ort. Wir wollen eine sichtbare 
Präsenz der Polizei auch in der Fläche und im ländlichen 
Raum – und das notfalls auch 24 Stunden am Tag. Poli­
zeistationen vor Ort stärken das Sicherheitsempfinden 
der Bürgerinnen und Bürger. Die Ausstattung der Polizei 
muss modern und zeitgemäß sein.

Das sind einige Aspekte, die für uns grundlegend sind für 
Mehr Sicherheit vor Ort. Mehr Gestaltungsspielraum, mehr 
Zuständigkeiten, mehr Selbstbestimmung vor Ort schaf­
fen Sicherheit und Vertrauen. Die Kommunen sind am 
dichtesten an den Sorgen und Nöten der Menschen dran. 
Dafür brauchen die öffentliche Hand und die Kommunale 
Selbstverwaltung eine bessere Finanzausstattung und 
größtmögliche finanzielle Autonomie. Deshalb fordern wir 
einen größeren Anteil an der Umsatzsteuer und eine wei­
tere Entlastung von bundesrechtlich verursachten Sozial­
ausgaben. Auch bei der Daseinsvorsorge muss die kom­
munale Hoheit gestärkt werden. Kommunale Selbstver­
waltung soll selbst den notwendigen Leistungsrahmen be­
stimmen und über eine möglichst effiziente Leistungser­
bringung entscheiden.
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